
Bericht der Gemeinderatsitzung vom 17.09.2025 

 

  

 

Top 1 – Einwohnerfragestunde 

 

Ein einwohner erfragt den aktuellen Stand zum geplanten Gemeindevollzugsdienst. Der 

Vorsitzende informiert über ein gemeinsames Treffen der Gemeinderäte aus Braunsbach und 

Untermünkheim. Die Verwaltungen beider Kommunen hatten sich für einen GVD 

ausgesprochen, dennoch wurde von den Gremien entschieden, dass es nicht gewünscht ist. 

Allerdings gibt es aktuell eine Kampagne des Landratsamtes mit Postkarten im Comic-

Format, diese werden dann auch in Braunsbach verteilt. Das Thema ist weiterhin präsent in 

der Gemeindeverwaltung, auch werden interne Möglichkeiten geprüft. 

 

Eine Bürgerin erfragt wie die Gemeinde vor hat mit Ihnen zu kommunizieren. Der 

Vorsitzende nennt die Möglichkeit der E-Mail.  

 

  

 

TOP 2 – Teilfortschreibung Windenergie II 

Information 

Der Vorsitzende begrüßt Herrn Dr. Schumm vom Regionalverband. 

Herr Dr. Schumm dankt für die Einladung, begrüßt das Gremium und beginnt seine 

Präsentation zum Thema „Teilfortschreibung Windenergie II“. Er erläutert zunächst die 

rechtlichen Rahmenbedingungen und verweist dabei insbesondere auf: 

 das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) 2022 

 das Wind-an-Land-Gesetz 2022 

 das Klimaschutz- und Klimawandelanpassungsgesetz Baden-Württemberg 2023 

Im Anschluss geht Herr Dr. Schumm auf den aktuellen Stand der Teilfortschreibung 

Windenergie II ein und stellt das ausgewiesene Vorranggebiet auf dem Gemeindegebiet vor. 

Fragerunde 

 Waldflächen: Auf Nachfrage des Vorsitzenden erklärt Herr Dr. Schumm, dass 

Waldflächen nicht grundsätzlich als Ausschlusskriterium gewertet werden. Bei der 

Standortwahl spielen jedoch unter anderem Immissionsgutachten eine wichtige Rolle. 

 Jagsttal / Hanglagen: Der Vorsitzende weist auf Steil- und Hanglagen hin, in denen 

bislang nicht gebaut wurde. Herr Dr. Schumm entgegnet, dass die Eignungsflächen in 

solchen Bereichen zwar geringer seien, dies jedoch über die Einstufung in die 

sogenannte Potenzialkulisse abgebildet werde. Die Bebaubarkeit der Flächen wurde in 

der Prüfung nicht berücksichtigt. 

 Rücknahme von Flächen: Auf die Frage, ob Flächen, die einmal ausgewiesen 

wurden, auch wieder zurückgenommen werden, antwortet Herr Dr. Schumm mit Nein. 

 Auswirkungen für Projektierer: Der Vorsitzende erkundigt sich, wie detailliert die 

Prüfung künftig erfolgen wird. Herr Dr. Schumm verweist auf die bereits abgelaufene 

Frist zur verkürzten Antragsstellung (30.06.2025). Derzeit gebe es keine Hinweise 



darauf, dass ein Windrad in Braunsbach geplant sei. Ein neues Bundesgesetz sehe die 

Ausweisung sogenannter Beschleunigungsgebiete vor – wie diese konkret ausgestaltet 

werden, sei allerdings noch unklar. 

 Bedenken zu Zottishofen: Der Vorsitzende äußert die Sorge, dass Zottishofen 

künftig von Windrädern umgeben sein könnte. Herr Dr. Schumm entgegnet, dass sich 

die Situation durch bestehende Anlagen nicht wesentlich verschlechtern würde. Herr 

Östreicher merkt an, dass dies aus Sicht von Zottishofen nicht zufriedenstellend sei. 

Der Vorsitzende weist darauf hin, dass neue Anlagen eher auf der Gemarkung 

Langenburg entstehen könnten und damit die Gemeinde nur bedingt 

Einflussmöglichkeiten besitzt. 

 Abstandsregelungen: Es wird thematisiert, dass die derzeitige Abstandsregelung von 

750 m zum Wohngebiet eingehalten wird. Da es sich in Teilen nur um ein Mischgebiet 

handelt, könnte der Abstand künftig auf 560 m reduziert werden. Was jedoch in 

Zottishofen nicht angewandt wurde. 

 Repowering: Bestehende Anlagen im Gebiet könnten im Rahmen eines Repowerings 

erneuert bzw. ersetzt werden. 

 Flächenziele: Herr Etzel erkundigt sich nach der regionalen Zielerreichung. Herr Dr. 

Schumm erläutert, dass manche Kommunen über 10 % ihrer Gemarkung zur 

Verfügung stellen, während andere gar keine Flächen ausweisen. Es sei wichtig, die 

Region insgesamt zu betrachten. 

Der Vorsitzende bedankt sich bei Herrn Dr. Schumm für seine ausführliche Darstellung und 

verabschiedet ihn. 

 

 

Top 3 – PV-Anlagen für kommunale Dachflächen 

Information 

 

Der Vorsitzende führt in das Thema ein und berichtet, dass dieses auch im Klimaausschuss 

behandelt wird.  

 

Der Vorsitzende begrüßt Herrn Röhrlein von der Bürgerenergiegenossenschaft Hohenlohe eG 

welcher in der heutigen Sitzung die Möglichkeiten vorstellt, kommunale Dachflächen mit 

Photovoltaikanlagen zu belegen.  

Herr Röhrlein berichtet, dass die Bürgerenergie Hohenlohe eG mit der BürgerEnergie 

Vellberg – Bühlertal eG rückwirkend zum 01.01.2025 verschmolzen ist. Dies wurde im 

Genossenschaftsregister am 5.9.2025 eingetragen und veröffentlicht. Der neue Name lautet:  

BürgerEnergie Kocher-Jagst eG   

In seiner Präsentation geht er auf die in Frage kommenden Gebäude der Gemeinde 

Braunsbach ein und erläutert die jeweiligen Potentiale. 

Untersucht wurden: 

1. Burgenlandhalle (ggf. mit Anbindung Rathaus) 

2. Kindergarten (Neubau, ggt. mit Anbindung Kiga Leonhard-Prosi, Rabbinat, 

Flüchtlingsunterkunft) 

3. Bürgerhaus Jungholzhausen m. FW+Bauhof, ggf. auch Bauhoflager 

4. Kläranlage Döttingen 

5. Bürgerhaus/Feuerwehrhaus Arnsdorf 



6. Grundschule Braunsbach 

7. FW-Magazin Braunsbach 

8. Bürgerhaus Geislingen 

9. Bürgerhaus Steinkirchen 

 

Die BEKJ bietet zwei Varianten an: 

Variante 1: 

Die vorgestellten PV-Anlagen 1 bis 6 (insgesamt 156,6 kWp Leistung, 105 kWh 

Speicherkapazität) im Rahmen einer Gesamtvereinbarung zu realisieren und der Gemeinde 

PV-Strom in diesen Gebäuden zu folgenden Konditionen zur Verfügung zu stellen: Tarif 

netto ohne MWSt.: 21,85 ct/kWh, Tarif brutto einschl. MwSt.: 26,00 ct/kWh. Die 

Pachtzahlung für die Flächennutzung an die Gemeinde beträgt 2 Euro / kWp installierte 

Leistung pro Jahr. Die Netto-Einsparungen für die Gemeinde kann über 20 Jahre zwischen 

131.000 Euro (bei 0 % Netzstrompreissteigerung über 20 Jahre) und 256.000 Euro (bei 2 % 

jährlicher Netzstrompreissteigerung) betragen. 

 

Variante 2: 

Die vorgestellten PV-Anlagen 1 bis 8 (insgesamt 188,1 kWp Leistung, 119 kWh 

Speicherkapazität) im Rahmen einer Gesamtvereinbarung zu realisieren und der Gemeinde 

PV-Strom in diesen Gebäuden zu folgenden Konditionen zur Verfügung zu stellen: Tarif 

netto ohne MWSt.: 22,44 ct/kWh, Tarif brutto einschl. MwSt.: 26,70 ct/kWh. Die 

Pachtzahlung für die Flächennutzung an die Gemeinde beträgt 2 Euro / kWp installierte 

Leistung pro Jahr. Die Netto-Einsparungen für die Gemeinde kann über 20 Jahre zwischen 

137.000 Euro (bei 0 % Netzstrompreissteigerung über 20 Jahre) und 283.000 Euro (bei 2 % 

jährlicher Netzstrompreissteigerung) betragen. Hier ist zu beachten, dass die Kosten für die 

Realisierung der Stromverbindung zwischen den jeweiligen Gebäuden noch abgezogen 

werden müssen.  

Der Vorsitzende bedankt sich für die ausführliche Vorstellung der Möglichkeiten. 

Auf Nachfrage durch den Gemeinderat erläutert Herr Röhrlein die Versicherung der Anlagen. 

Diese wird immer zu den Neuwerten der Gebäude abgeschlossen und von der BEKJ getragen.  

Der Vorsitzende hebt hervor, dass die Gemeinde eine besondere Vorbildfunktion habe, indem 

sie eigene kommunale Dachflächen konsequent mit Photovoltaikanlagen belege. Es könne 

nicht dauerhaft nur von den Bürgerinnen und Bürgern erwartet werden, dass sie in 

erneuerbare Energien investieren. Viele Braunsbacherinnen und Braunsbacher hätten bereits 

über die Genossenschaft finanzielle Verantwortung übernommen, sodass hierdurch auch ein 

Rückfluss an die Gemeinde ermöglicht werde. Der angebotene Strompreis ist jedoch nur 

gesichert, wenn alle vorgesehenen Anlagen realisiert werden. Besonders weist der 

Vorsitzende auf den Anbau der Feuerwehr in Arnsdorf hin: Sollte die dort geplante Anlage 

nicht über die Energiegenossenschaft umgesetzt werden, entstünden der Gemeinde Kosten 

von etwa 20.000 Euro. Den dann müsste die Gemeinde diese selbst realisieren. 

Eine Gemeinderätin erkundigt sich, ob die Arbeiten von Handwerksfirmen aus der Region 

getätigt werden. Herr Röhrlein bestätigt dies und nennt regionale Firmen, die bereits für die 



eG tätig waren. Bei der Auswahl der Firmen wird darauf geachtet, dass der Schwerpunkt auf 

PV-Anlagen liegt.  

Ein Gemeinderat sieht die vorgestellten Möglichkeiten für eine gute Sache an und gibt zu 

bedenken, dass die Gemeinde, aus finanzieller Sicht, die Anlagen nicht selbst betreiben 

können. Weiter weist er auf das bestehende Klimaschutzkonzept hin, in welchem dies ebenso 

Bestandteil ist.  

 

Ein Gemeinderat sieht eine Freiflächenanlage innerhalb der Kläranlage für sinnvoller an. Herr 

Röhrlein weist darauf hin, dass dies Bestandteil des ersten Angebotes ist. Allerdings wäre dies 

nicht die bevorzugte Lösung da von einem Pultdach mehr Leistung auf gleicher Fläche, als 

bei Freifläche, zu erwarten ist.  

 

Ein Gemeinderat schlägt vor die Anlage in der Kläranlage selber zu betreiben. Seiner 

Meinung nach profitieren dann alle Bürger der Gemeinde davon, nicht nur die Teilhaber der 

eG. Kämmerin Onorati sagt, dass dies keinen Einfluss auf die Abwassergebühr haben wird, da 

es als eigener Betrieb anzusehen ist.  

 

Der Vorsitzende erfragt das Stimmungsbild zu den vorgestellten Varianten. Nach kurzer 

Beratung spricht sich der Gemeinderat bei 1 Enthaltung und 1 Gegenstimme für eine 

Errichtung und Betrieb von Photovoltaikanlagen von der BürgerEnergie Kocher-Jagst aus. 

 

Der Beschluss soll in der Gemeinderatsitzung im Oktober gefasst werden.  

 

Eine Gemeinderätin fragt, ob die Anlagen auch abgeschalten werden. Herr Röhrlein teilt mit, 

dass zu dem Zeitpunkt zu welchem die Anlagen realisiert werden, die Anlagen vom 

Netzbetreiber ferngesteuert sein müssen. Dieser schaltet ab, sobald sein lokales Netz 

überlastet ist. Er weist drauf hin, dass dies jedoch auf die Größe der jeweiligen Anlage 

ankommt. Bei Anlagen, in der für die kommunalen Dachflächen geplanten Größen, ist dies 

nicht relevant und die Eigenversorgung wir durch die neuen Wechselrichter sichergestellt. Die 

Anlagen erhalten keine Einspeisevergütung wenn der Strompreis an der Börse negativ ist.  

 

Der Vorsitzende bedankt sich bei Herrn Röhrlein für die Präsentation und verabschiedet 

diesen.  

 

 

Top 4 – Neue Vereinbarung über die Kooperation beim Betrieb des Kinderhauses 

Braunsbach zwischen der bürgerl. Gemeinde Braunsbach und der Ev. Kirchengemeinde 

Braunsbach 

Beschlussfassung 

 

Der Vorsitzende stellt den Sachverhalt, welcher als Drucksache 65/2025 vorliegt, vor. 

 

Die bestehende Vereinbarung stammt noch aus dem Jahr 1977 und wurde zuletzt 1991 

ergänzt. Aufgrund des Alters und der zwischenzeitlichen Entwicklungen im Kindergarten-

wesen ist es nun an der Zeit, diese Vereinbarung zu überarbeiten und in einer neuen Fassung 

zu beschließen. Mit Abschluss der neuen Vereinbarung verlieren die alten Regelungen ihre 

Gültigkeit. 

Die neue Kindergartenvereinbarung zwischen der bürgerlichen Gemeinde Braunsbach und der 

evangelischen Kirchengemeinde wurde von der Regionalverwaltung in Crailsheim geprüft 



und am 22.07.2025 im Gesamtkirchengemeinderat beraten und ohne Änderungen 

beschlossen. 

Im Hinblick auf die einmalige finanzielle Unterstützung ist von Seiten der Kirche angemerkt 

worden, dass die Anschaffungen in Abstimmung mit ihr erfolgen sollen. 

Der neue Vertrag steht noch unter dem Genehmigungsvorbehalt des Oberkirchenrats. Nach 

bisheriger Praxis wird dieser nicht mit Entwürfen, sondern erst mit dem von beiden Seiten 

unterzeichneten Vertrag befasst. 

Die neue Kindergartenvereinbarung liegt dem Gemeinderat in nichtöffentlicher Form zur 

Beratung und Beschlussfassung vor. 

 

Eine Gemeinderätin befürwortet die Neue Vereinbarung und sieht es für sinnvoll an, dass 

diese dem heutigen Stand angepasst wurde. 

 

Es ergeht nachstehender einstimmiger 

 

B e s c h l u s s 

 

Der Gemeinderat beschließt, die neue Kindergartenvereinbarung mit der evangelischen 

Kirchengemeinde Braunsbach abzuschließen, die bestehende Vereinbarung aus dem Jahr 

1977 sowie die Ergänzungen aus dem Jahr 1991 rechtsgültig aufzuheben und den 

Bürgermeister zu beauftragen, die Vereinbarung zu unterzeichnen sowie die weiteren 

notwendigen Schritte zur Genehmigung durch den Oberkirchenrat einzuleiten. 

 

 

Top 5 – Zuschuss des Waldkindergartens Bühlerzimmern ab dem 01.01.2026 

Beschlussfassung 

 

Der Vorsitzende übergibt das Wort an Hauptamtsleiterin Haas, welche den Sachverhalt wie 

folgt vorstellt. 

 

Die Kommunen sind gemäß § 8 KiTaG für die Förderung von Kindertageseinrichtungen freier 

Träger zuständig. Die Träger erhalten von der jeweiligen Standortgemeinde bestimmte 

Zuschüsse. Bislang fördert die Gemeinde Braunsbach den Waldkindergarten Bühlerzimmern 

nach § 8 Abs. 2 KiTaG mit einem Zuschuss von 63 % der Betriebsausgaben. Zusätzlich wird 

die Leitungszeit übernommen. Maßgeblich dafür ist, dass die Gemeinde den Waldkindergarten 

mit Gemeinderatsbeschluss vom 20. Oktober 2021 in den Bedarfsplan aufgenommen und damit 

den Zuschuss von 63 % zugesichert hat. 
 

Da die finanzielle Lage der Gemeinde zunehmend prekärer wird und die Rechtsaufsicht im 

Landratsamt bereits mehrfach dazu aufgefordert hat entsprechende 

Konsolidierungsmaßnahmen einzuleiten, wurde die Bezuschussung des Waldkindergartens 

einer erneuten Prüfung unterzogen. Des Weiteren hatte der Gemeinderat die Verwaltung in der 

Sitzung vom 04. Juni 2025 im Rahmen der Haushaltskonsolidierung ebenfalls damit beauftragt, 

die rechtliche Verbindlichkeit des Zuschusses zu prüfen. 
 

Faktisch wird der Waldkindergarten bei der Planung des Bedarfs derzeit nicht miteinbezogen. 

Das liegt allein schon daran, dass der gemeindeeigene Kindergarten momentan und auch 

zukünftig die Bedarfe der Gemeinde ausreichend decken kann.  
 



Aktuell (Stand September 2025) sind keine Kinder der Gemeinde Braunsbach im 

Waldkindergarten aufgenommen. Die derzeitige Gruppengröße liegt bei zehn Kindern. 
 

Die Verwaltung hat sich dahingehend bei dem Träger der Jugendhilfe, dem Kommunalverband 

für Jugend und Soziales BW (KVJS) und dem Gemeindetag Baden-Württemberg über die 

rechtlichen Voraussetzungen der Finanzierung von Kindertageseinrichtungen freier Träger 

informiert. Nach der Einschätzung des Gemeindetags kann eine Einrichtung grundsätzlich 

wieder aus dem Bedarfsplan herausgenommen werden, sodass sich der Mindestanspruch der 

Finanzierung auf den Zuschuss in Höhe der FAG-Umlage für jeden belegten Platz und die 

Übernahme der gewährten Leistungszeit beschränkt (§ 8 Abs. 4 KiTaG).  

 

Zuschuss aktuell nach § 8 Abs. 2 KiTaG 

 Tageseinrichtungen im Bedarfsplan aufgenommen 

 63 % der Betriebsausgaben für Einrichtungen innerhalb des Bedarfsplans 

 Übernahme der gewährten Leitungszeit 

 Betriebsabrechnungen 2024: ca. 48.300 € (inklusive Leitungszeit von 8.691,54 €)  

39.632,55 € 

Zuschuss über FAG-Umlage gemäß § 8 Abs. 4 KiTaG 

 Tageseinrichtung, die nicht im Bedarfsplan aufgenommen ist  

 Zuschuss für jeden belegten Platz der Gemeinde zum Stichtag 01. März des Vorjahres 

 Übernahme der gewährten Leitungszeit (2024: 8.691,54 €) 

 Beispiel 2024: Zuschuss richtet sich nach der Zuweisung und dem Faktor der FAG-

Umlage gem. § 29b Abs. 2 Nr.1 FAG: Kinderzahl x 0,4 x Zuweisung FAG 2024  10 

x 0,4 x 3.422,61€ = 13.690,44 € 

 

Durch den Ausschluss des Waldkindergartens aus dem Bedarfsplan könnte die Gemeinde 

(berechnet anhand der Zahlen 2024) jährlich mindestens 25.000 € einsparen. Hinzu kommt, 

dass die Quartalsabrechnungen, die die Verwaltung bislang vom Waldkindergarten erhält, 

immer wieder für Erklärungsbedarf und Diskussionen sorgen und dadurch einen erheblichen 

Mehraufwand verursachen. Die Abrechnung über die FAG-Umlage hingegen wäre wesentlich 

einfacher und zeitsparender. 

 

Nach der Einschätzung des Gemeindetags wäre es möglich, dass freie Träger juristisch gegen 

den Ausschluss aus dem Bedarfsplan vorgehen und sich in einen Bedarfsplan einklagen 

könnten. Bislang gäbe es dazu allerdings keinerlei Rechtsprechung. 

 

Die Gemeinde Braunsbach wäre dahingehend gut argumentativ aufgestellt, da leicht 

nachzuweisen ist, dass der Waldkindergarten für die Bedarfsplanung überflüssig und für die 

Abdeckung des Bedarfs nicht relevant ist. Des Weiteren wäre es der Gemeinde finanziell nicht 

zuzumuten, die Bedarfsabdeckung des Landkreises, da gegen den Landkreis der 

Rechtsanspruch besteht, im Umfang von 63 % der Betriebskosten zu übernehmen.  

 

Daher empfiehlt die Verwaltung, den Waldkindergarten Bühlerzimmern aus dem Bedarfsplan 

ab 01.01.2026 herauszunehmen und den Zuschuss auf die FAG-Umlage nach § 8 Abs. 4 KiTaG 

zu beschränken. 

 

Der Vorsitzende erläutert den §8 und erklärt, wie es zu dem Fehler kam, dass dem 

Waldkindergarten zu viel ausbezahlt wurde. Kämmerin Onorati erklärt die Berechnung der 

FAG-Umlage und die entsprechende Weiterleitung an den Waldkindergarten.  

 



Der Vorsitzende gibt zu bedenken, dass ein Bedarf für Kinder aus der Gemeinde Braunsbach 

am Waldkindergarten nicht gegeben ist. Aktuell wird dieser nur von auswärtigen Kindern 

besucht. Er berichtet, dass er aktiv im Austausch mit der Stadt Schwäbisch Hall steht um eine 

Lösung für die Zukunft des Waldkindergartens zu finden.  

 

Eine Gemeinderätin merkt an, dass alle Gemeinderäte eine Stellungnahme von der 

Betreiberin, per E-Mail, erhalten haben.  

 

Ein Gemeinderat sieht die positive finanzielle Auswirkung gibt aber auch zu bedenken, dass 

die auch das Ende für den Waldkindergarten bedeuten wird und bittet im Gespräch mit der 

Stadt Schwäbisch Hall dranzubleiben um eine sinnvolle Lösung zu finden.  

 

Es ergehen nachstehende, einzeln gefasste  

 

B e s c h l ü s s e: 

 

Der Gemeinderat stimmt mehrheitlich (1 Enthaltung) dem Ausschluss des Waldkindergartens 

aus dem Bedarfsplan der Gemeinde ab 01.01.2026 zu. 

 

Der Gemeinderat stimmt mehrheitlich (1 Enthaltung) dem Vorschlag der Verwaltung die 

Bezuschussung des Waldkindergartens auf den Zuschuss nach der FAG-Umlage gem. §8 

Aba. 4 KiTaG ab 01.01.2026 zu beschränken, zu.  

 

 

 

 

Top 6 – Änderung der Verbandssatzung des Zweckverbandes Breitband Landkreis 

Schwäbisch Hall 

Beschlussfassung 

 

Mit der Drucksache 65/2025 liegt dem Gremium der Sachverhalt sowie als Anlage die 

Zweckverbandssatzung mit Änderungen: Vergleich alt und neu vor. 

 

Der Vorsitzende fasst die ausführliche Drucksache nochmals zusammen und nennt den 

Hintergrund:  

 
Der Zweckverband Breitband Landkreis Schwäbisch Hall (ZV BB) benötigt für den Ausbau 

der Glasfaserinfrastruktur im Verbandsgebiet neben den Fördermitteln von Bund und Land 

auch die finanzielle Eigenbeteiligung der Kommunen. Grundsätzlich haben die Kommunen 

dabei das Wahlrecht, ob sie die Eigenbeteiligung im Jahr der Investition über eine 

Investitionsumlage begleichen, oder ob sie dafür die Darlehensvariante über den ZV BB 

nutzen möchten. Hinzu kommt, dass zwischen Begleichung der Rechnungen und Rückfluss 

der Fördermittel mit zunehmenden Projektfortschritt eine längere Zeit vergeht, die der 

Zweckverband über Kassenkredite abdecken muss. 

Die Finanzierung sollte über Kommunalkredite laufen. Leider wird dem ZV BB durch die 

Mitgliedschaft der beiden Stadtwerke Crailsheim und Schwäbisch Hall, die beide als GmbH 

firmieren, die Kommunalkreditfähigkeit nicht gewährt. Deshalb muss ein Umweg 

eingeschlagen und eine Satzungsänderung vorgenommen werden. Kernpunkt der 

Satzungsänderung ist jedoch zunächst die Übernahme einer Ausfallbürgschaft der jeweiligen 



Stadt für ihre Stadtwerke. Die Ausfallbürgschaften wurden von den beiden großen 

Kreisstädten bereits beschlossen.  

Nun müssen sich noch alle Vertreter der Verbandskommunen von ihrem Gemeinde- oder 

Stadträten bevollmächtigen lassen, der Satzungsänderung zur Erlangung der 

Kommunalkreditfähigkeit zustimmen zu dürfen. 

Mit dem Regierungspräsidium Stuttgart wurde die Situation und die geplante Vorgehensweise 

und die Unterlagen besprochen, hier bestehen keine Bedenken. 

Es werden keine Fragen gestellt. 

Es ergeht folgender einstimmiger  

B e s c h l u s s 

Der Gemeinderat nimmt den Sachverhalt in seiner Sitzung vom 17.09.2025 zur Kenntnis und 

ermächtigt den Bürgermeister im Rahmen der anstehenden Beschlussfassung der 

Verbandsversammlung des Zweckverbandes Breitband Landkreis Schwäbisch Hall einer 

Änderung der Verbandssatzung wie nachfolgend dargestellt und gemäß Anhang 

zuzustimmen.  

 

 

Top 7 – Baugesuche und Bauvoranfragen 

 

a) Bauantrag: Anbau eines Lagerraumes an das bestehende Bürgerhaus 

Flst. 128, Geislingen 

 Dem Gremium liegt als Drucksache 66/2025 der Lageplan vor.  

 

Der Vorsitzende stellt den geplanten Anbau vor und berichtet von der Historie des 

Bürgerhauses. In einer kommenden Sitzung wird das Vorhaben vom Architekturbüro 

Kraft+Kraft den Gemeinderat in Detail vorgestellt. 

Ein Gemeinderat erkundigt sich, ob es einen direkten Zugang zwischen Bürgerhaus 

und Anbau geben wird. Der Vorsitzende bestätigt dies. 

Ein Gemeinderat regt an die Fassade witterungsfest zu gestalten und auf die geplante 

Holzvertäfelung zu verzichten.  

Ein Gemeinderat fordert die Kosten im Blick zu halten und weist darauf hin, dass alle 

erforderlichen Arbeiten in der Ausschreibung enthalten sein müssen. Nur dadurch 

kann eine Explosion der Kosten vermieden werden.  

  

Es ergeht folgender einstimmiger 

B e s c h l u s s 

Der Gemeinderat erteilt sein Einvernehmen zum Bauantrag: Anbau eines Lagerraumes 

an das bestehende Bürgerhaus auf dem Flst. 128 in Geislingen. 

 

  

b) Bauantrag: Mobilfunkmast in Stahlgitterausführung  

Flst. 791/2, Döttingen  

 Dem Gremium liegt als Drucksache 67/2025 der Lageplan vor.  

 



Der Vorsitzende zeigt den Lageplan und berichtet, dass dadurch eine Verbesserung 

des Mobilfunknetzes zwischen Döttingen und Rüblingen erzielt wird. Die Verwaltung 

sieht dies für wichtig an.  

 

Allerdings hat die Verwaltung durch das Landratsamt Schwäbisch Hall die 

Stellungnahme der Bundeswehr erhalten. Aus Gründen der Flugsicherheit wird von 

Seiten der Bundeswehr dem Vorhaben nicht zugestimmt. Nach Rücksprache mit dem 

Landratsamt wird der Bau des Mobilfunkmasten dadurch nicht möglich sein und der 

Antrag wird abgelehnt. 

 

Der Gemeinderat nimmt dies zur Kenntnis, bedauert jedoch das Ergebnis.   

 

 

c) Bauantrag: Nutzungsänderung von Garage zu Wartebereich und EG zu Privatpraxis  

Osteopathie 

Flst. 1/8, Braunsbach  

 Dem Gremium liegt als Drucksache 68/2025 der Lageplan vor.  

 

Es ergeht folgender einstimmiger 

B e s c h l u s s 

Der Gemeinderat erteilt sein Einvernehmen zum Bauantrag: Nutzungsänderung von  

Garage zu Wartebereich und EG zu Privatpraxis Osteopathie auf dem Flst. 1/8 in  

Braunsbach. 

 

 

 

 

Top 8 – Bekanntgaben und Verschiedenes 

 

a) Spenden 

- Anonyme Spende in Höhe von 100,00 € für das Kinderferienprogramm 

- Thomas Raisig aus Braunsbach in Höhe von 63,00 € € für die Pflege der Wanderwege 

- Elternbeitrag Grundschule Braunsbach in Höhe von 400,00 € für den Wasserspender 

der Grundschule 

- AOK Heilbronn-Franken aus Künzelsau in Höhe von 1.500,00 € für den 

Wasserspender der Grundschule 

- Kraft + Kraft Architekten aus Schwäbisch Hall in Höhe von 500,00 € für die 

Feuerwehr 

- Rolf Leucht aus Rückertshausen in Höhe von 20,00 € für die Pflege der Wanderwege 

 

Es ergeht nachstehender einstimmiger  

B e s c h l u s s 

Der Gemeinderat stimmt der Annahme der Spenden in Höhe von 2.583,00 € zu. 

 

 

b) Sonstiges 



Der Vorsitzende gibt folgende Termine bekannt: 

18.09.2025 - 19.00 Uhr – Vortrag „Begegnung mit einer gehaltvollen Frucht – Apfel“ 

Bürgerhaus Geislingen 

23.09.2025 - 19.00 Uhr – Verbiss in Wald, Rosensteinsaal Braunsbach. Hierzu wurden 

alle Jäger der Gemeinde Braunsbach eingeladen.  

21.10.2025 - Gemeinsame Veranstaltung mit der SWP, Thema: Jungadler. Bürgerhaus 

Geislingen. Eine Anmeldung zu dieser Veranstaltung ist erforderlich. Nähere Infos 

folgen im Amtsblatt.  

  

Der Vorsitzende informiert über den aktuellen Sachstand zur Sanierung des Dachs der 

Grundschule in Braunsbach. Aktuell werden neue Angebote eingeholt, die Arbeiten 

sollen im kommenden Jahr ausgeführt werden.  

 

Der Vorsitzende teilt mit, dass er die Vergabe der Umrüstung der Straßenbeleuchtung 

auf LED getätigt hat. In Bühlerzimmern werden 18 Straßenlaternen, in Elzhausen 11 

Straßenlaternen und in Zottishofen 24 Straßenlaternen umgerüstet. Die 

Angebotssumme des günstigsten Anbieters liegt bei 25.794,15 Euro (Bieter 2: 

33.921,62 Euro, Bieter 3: 34.199,12 Euro), die Festbetragsförderung liegt bei 

11.660,00 Euro. Die Umsetzung wird zeitnah durch die beauftragte Firma beginnen. 

  

 

 

 

  

Top 9 – Anfragen des Gemeinderates  

 

Eine Gemeinderätin schlägt vor am oberen Weinbergweg (Kreuzung mit Treppen der 

Schulstraße) eine Hundetoilette aufzustellen. Der Vorsitzende berichtet, dass dies bereits des 

Öfteren aus der Bürgerschaft nachgefragt wurde, er wird dies mit dem Bauhofleiter 

besprechen.  

  

Eine Gemeinderätin berichtet, dass das Kabel der Telekom immer noch im Orlacher Bach 

liegt. Der Vorsitzende teilt mit, dass hierzu bereits ein mehrfacher E-Mail-Verkehr mit der 

Telekom besteht auch ein Telefonat hat stattgefunden. Er sagt zu, hier erneut nachzuhaken, 

auch in Bezug auf die Panoramastraße, in welcher ebenso ein freies Kabel der Telekom liegt.  

 

Ein Gemeinderat regt an aus der geplanten Fläche für die Streuobstwiese in Geislingen im 

Vorfeld eine Wiese zu machen, bevor Streuobst eingebaut wird. Der Vorsitzende stimmt dem 

zu und sagt, dass dieses Thema im Gemeinderat noch behandelt wird.  

 

Ein Gemeinderat erkundigt sich nach den Ergebnissen der Hausbegehungen in Orlach. Der 

Vorsitzende informiert, dass er bei der ersten Begehung dabei gewesen ist. Hier wurden 

Proben entnommen und auch konnten Kleinigkeiten gefunden werden. Dies wurde mit den 

Eigentümern besprochen und alle Untersuchungen wurden entsprechend protokolliert. 

Dennoch konnte bislang der konkrete Fall für die Verunreinigung nicht gefunden werden. 

Weitere Gebäude werden zeitnah noch untersucht. Der Vorsitzende teilt mit, dass er sich nicht 

vorstellen kann, dass ein bewusst fehlerhafter Anschluss vor der Begehung abgebaut wurde 

um dies zu verheimlichen. Als Begründung hierfür nennt er, dass doch vor allem die Orlacher 

selbst ein hohes Interesse daran haben, eine endgültige Lösung für die Behebung der 

Verunreinigung zu finden. 

 



Eine Gemeinderätin sagt, dass sich die Eltern auf dem Spielplatz in Orlach eine Schaukel für 

Kleinkinder wünschen. Der Vorsitzende kann sich vorstellen, dass eine der beiden 

vorhandenen Schaukeln dadurch ersetzt wird und möchte dies mit dem Bauhofleiter 

besprechen.  

 

Eine Gemeinderätin regt an beim Heckenschnitt nicht nur die Seite zu Straße hin, sondern 

auch die Innenseite zu schneiden. Der Vorsitzende berichtet, dass im Bereich von Orlach 

bereits Kontakt zwischen einem Bürger und dem Bauhofleiter diesbezüglich besteht.  

 

  

 

Für die Richtigkeit, 

 

David Beck  

Bürgermeister  

 

 

 


